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Projekt 
»BusinessQuartier Niederfeldstrasse«  

in Leverkusen-Wiesdorf 

Ausloberin Stadtteilentwicklungsgesellschaft 
Wiesdorf/Manfort mbH (SWM) 

 

TEILNAHMEANTRAG/BEWERBUNGSFORMULAR 

Verfahrensart Nicht offener städtbaulicher-freiraumplanerischer Wettbewerb 
gemäß der Richtlinie für Planungswettbewerbe (RPW 2013)  

Einreichungsfrist 

21.03.2025; 9:00 Uhr per E-Mail an info@post-welters.de 

(Für den fristgerechten Eingang der Bewerbung ist der/die 
Bewerber*in verantwortlich. Später eingehende Bewerbungen 
können nicht berücksichtigt werden. Es ist ausschließlich das zur 
Verfügung gestellte Bewerbungsformular zu verwenden.) 

 

Hinweise für Bewerber*innen: 
 

Das Bewerbungsverfahren wird zweistufig durchgeführt. In der ersten Stufe muss sich nur das 
federführende Planungsbüro (Stadtplanerin (und evtl. Architekt*in) bewerben. Nach der weiter unten 
beschriebenen Auslosung und Prüfung werden die ausgelosten federführenden Planungsbüros zur 
Benennung der weiteren Mitglieder des Teams (Landschaftsarchitekt*in) aufgefordert.  

 

Teilnahmeantrag bitte vollständig ausfüllen bzw. Zutreffendes ankreuzen.  

 

Der Teilnahmeantrag ist in Textform per E-Mail einzureichen. Angaben im Antrag sowie das 
Ankreuzen der vorgesehenen Felder sind rechtsverbindliche Erklärungen des Bewerbers/der 
Bewerberin. 

 

Zutreffende Anlagen sind dem Teilnahmeantrag vollständig ausgefüllt anzufügen. 
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Allgemeine Hinweise für die Bewerber*innen 
 

Das Bewerbungsverfahren wird zweistufig durchgeführt. 

Stufe 1 
Die federführende Planungsdisziplin (Stadtplaner*in) muss das Bewerbungsformblatt vollständig 
ausgefüllt und inkl. der folgenden Anlagen einreichen. 

Anlagen: 

• Nachweis über die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeichnung »Stadtplaner*in«. Bei einer 
Zusammenarbeit von Architekt*in und Stadtplaner*in ist die Kammereintragung als Stadtplaner*in 
und Architekt*in notwendig. 

Bei juristischen Personen ist der Nachweis über die Berechtigung zum Führen der 
Berufsbezeichnung vom Verfasser bzw. von der Verfasserin des Wettbewerbsbeitrags sowie von 
der bevollmächtigten Vertretung einzureichen (Personenidentität zulässig). 

Stufe 2 
Nach Auslosung der federführenden Planungsbüros müssen die ausgelosten Planer*innen auf 
Anforderung ihre Teammitglieder (Landschaftsarchitekt*in) benennen. Das Formblatt ist hierfür noch 
einmal vollständig, auch durch das federführende Planungsbüro, auszufüllen und inkl. der folgenden 
Anlagen einzureichen. 

Anlagen: 

• Nachweis über die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeichnung »Stadtplaner*in«. Bei einer 
Zusammenarbeit von Architekt*in und Stadtplaner*in ist die Kammereintragung als Stadtplaner*in 
und Architekt*in notwendig. 

• Nachweis über die Berechtigung zum Führen der Berufsbezeichnung 
»Landschaftsarchitekt*in« 
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Stufe 1 
DECKBLATT 
Federführendes Planungsbüro: Stadtplaner*in – Angaben zum Bewerbenden / Unternehmen 

Büro-/ Firmenname Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Rechtsform Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Adresse 
(Straße/Nr./PLZ/Ort) 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Telefon Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

E-Mail Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Ansprechpartner*in  Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Bevollmächtigte Vertretung  
(nur bei juristischen Personen) 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 
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CHECKLISTE 
 

Bitte reichen Sie Ihre Bewerbungsunterlagen folgendermaßen strukturiert ein: 

 

 

Deckblatt 

 

mit Angaben zum Unternehmen  anbei 

 

Teilnahmeantrag 

 

inkl. Einwilligung Datenschutz  anbei 

 

Anlage 1 

 

Erklärung zu Interessen und  

Beteiligungen 
 anbei 

 

Anlage 2 (2a und 2b) 

 

Erklärung 

Zuverlässigkeit 
 anbei 

 

Anlage 3 

 

Befähigungsnachweis(e) oder  

Eigenerklärung der vorgesehenen  

Entwurfsverfassenden 

 anbei 
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TEILNAHMEANTRAG 
Teilnahmeantrag für die Teilnahme am o.g. Wettbewerb und 
Einwilligungserklärung Datenschutz  
 

Hiermit bestätigen wir, dass 

1. alle nachfolgenden Angaben der Richtigkeit entsprechen. 
2. der sich Bewerbende oder, falls dies eine juristische Person ist, dessen bevollmächtigte 

Vertretung sowie der vorgesehene Verfasser bzw. die vorgesehen Verfasserin des 
Wettbewerbsbeitrages berechtigt ist/sind, die Berufsbezeichnung Stadtplaner*in zu führen und 
als solche/r tätig zu sein. Ein Nachweis liegt bei (z.B. Kammerurkunde oder Kopie der letzten 
Beitragsrechnung). Bei einer Zusammenarbeit von Architekt*in und Stadtplaner*in ist die 
Kammereintragung als Stadtplaner*in und Architekt*in notwendig. Nachweise liegen in 
diesem Fall bei. 

3. sich kein Mitglied des Teams (Partner*in, freie Mitarbeitende, Angestellte*r) separat bewirbt 
bzw. beteiligt und dass ein Verstoß hiergegen zum nachträglichen Ausschluss aller 
Bewerbungen bzw. Arbeiten führt. 

4. kein Teilnahmehindernis nach § 4 Abs. 2 RPW vorliegt. 

Die Bewerbenden sind sich bewusst und erklären sich damit einverstanden, dass die 
Stadtteilentwicklungsgesellschaft Wiesdorf/Manfort mbH (SWM) die im Bewerberbogen 
angegebenen Daten sowie die Daten in den Unterlagen, mit denen die im Bewerberbogen enthaltenen 
Informationen belegt werden, zum Zwecke dieses Vergabeverfahrens entsprechend der gesetzlichen 
Vorgaben verarbeitet. Dies schließt ausdrücklich die Weitergabe dieser Daten an beauftragte und zur 
Verschwiegenheit verpflichtete Dritte zum Zweck der Durchführung des Vergabeverfahrens (z.B. zur 
Auswertung der Teilnahmeanträge) ein. Sofern der ausgefüllte Bewerberbogen und/oder die Unterlagen 
personenbezogene Daten von Beschäftigten oder Dritten enthalten, ist sichergestellt und auf Anfrage 
nachzuweisen, dass eine Übermittlung im Rahmen des Teilnahmeantrags zulässig ist. Die Hinweise 
zum Datenschutz haben wir zur Kenntnis genommen und, sofern erforderlich, den im Teilnahmeantrag 
genannten Personen zur Kenntnis gegeben.  

 

Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben. 

Ort, Datum Name der Person,  
 die den Antrag ausgefüllt hat 

Mit der Einreichung in Textform nach § 126b BGB gelten der Teilnahmeantrag und alle damit 
eingereichten Unterlagen als unterschrieben.  

  



   

Seite 6 von 11 

 
ANLAGE 1 

Erklärung zu Interessen und Beteiligungen  

 

Hiermit erklären wir, dass  

unsere Unabhängigkeit (auch als verbundenes Unternehmen) von Ausführungs- und Lieferinteressen 
gegeben ist.  

 trifft für uns zu.   

ODER 

 wir mit folgenden Unternehmen auf folgende Art wirtschaftlich verknüpft sind (z.B. in 

Form einer Beteiligung):  

       

      

      

 wir (auch als verbundenes Unternehmen) mit folgenden Arbeiten für dieses Projekt 
bereits beauftragt sind (Beispielsweise: Beratung für Dritte wie Nutzende, Projektsteuerung, 
Qualitätsüberwachung, Bauausführung, auch als Generalunternehmen):  

      

      

      

 

 wir (auch als verbundenes Unternehmen) uns für folgende Aufträge bei diesem Projekt 
ebenfalls bewerben möchten (Beispielsweise: Beratung für Dritte wie Nutzende, 
Projektsteuerung, Qualitätsüberwachung, Bauausführung, auch als Generalunternehmen):  
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ANLAGE 2a 
Eigenerklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlusskriterien gemäß  

§ 123 GWB 
 

1. Ich/Wir erkläre/n, dass 
- keine Person, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 

verurteilt oder gegen mein/unser Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 

 

1. § 129 des Strafgesetzbuches (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuches (Kriminelle und 
terroristische Vereinigungen im Ausland), 

2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, 
dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden 
sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, 

3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche), 
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 

Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder on ihrem 
Auftrag verwaltet werden, 

5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 
der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden,  

6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), , §§ 
299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen), 

7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern), 
8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in 

Verbindung mit § 335 a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), 
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung 

ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder 
10. Den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches 

(Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung 
unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).  

- mein/unser Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder 
Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist und diesbezüglich keine rechtskräftige 
Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung vorliegt bzw. mein/unser 
Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass ich/wir mich/uns zur 
Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen 
Säumnis- und Strafzuschläge verpflichtet habe(n). 

 
Mir/Uns ist bekannt, dass die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung zu 3. Zu meinem/unserem 
Ausschluss vom Vergabeverfahren sowie zur fristlosen Kündigung eines etwa erteilten Auftrages wegen 
Verletzung einer vertraglichen Nebenpflicht aus wichtigem Grunde führen kann.  

Mit der elektronischen Abgabe dieser Eigenerklärung zusammen mit dem Antrag, der 
Interessenbestätigung oder dem Angebot gilt diese vom Bewerber bzw. Bieter unterschrieben.  
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Hinweis: 
Sofern Sie sich in einer der vorgenannten Situationen befinden, können Sie auch Nachweise dafür 
erbringen, dass Sie ausreichende Maßnahmen getroffen haben, um trotz des Vorliegens eines 
einschlägigen Ausschlussgrundes dieser nicht zur Anwendung kommt. Zu diesem Zweck weisen 
Sie nach, dass Sie einen Ausgleich für jeglichen durch eine Straftat oder Fehlverhalten 
verursachten Schaden gezahlt oder sich zur Zahlung eines Ausgleichs verpflichtet haben, die 
Tatsachen und Umstände umfassend durch eine aktive Zusammenarbeit mit dem 
Ermittlungsbehörden geklärt und konkrete technische, organisatorische und personelle 
Maßnahmen ergriffen haben, die geeignet sind, weitere Straftaten oder Verfehlungen zu vermeiden 
oder Sie die Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung vorgenommen 
oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich 
Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet haben. Dieser Nachweis ist zusammen mit der 
Eigenerklärung der Bewerbung bzw. dem Angebot beizufügen. 
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ANLAGE 2b  
Eigenerklärung über das Nichtvorliegen von Ausschlusskriterien gemäß  
§ 124 GWB 
 

Ich/Wir erkläre/n, dass keine der folgenden Ausschlussgründe nach § 124 GWB bestehen*. 

 

§ 124 GWB 

Fakultative Ausschlussgründe 

(1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn 

1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, 
sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 

2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen 
im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat, 

3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung 
begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist 
entsprechend anzuwenden,  

4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das 
Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, 
Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,  

5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die 
Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann,  

6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung 
des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, 
weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann,  

7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen 
Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu 
einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge 
geführt hat, 

8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende 
Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die 
erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder  

9. das Unternehmen 
a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu 

beeinflussen, 
b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim 

Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung 

des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche 
Informationen zu übermitteln.  

(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des 
Mindestlohngesetzes, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959) bleiben unberührt.  
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Die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung kann zum Ausschluss vom Vergabeverfahren sowie 
zur fristlosen Kündigung eines etwa erteilten Auftrages wegen Verletzung einer vertraglichen 
Nebenpflicht aus wichtigem Grunde führen.  

*Sofern Ausschlussgründe bestehen, streichen Sie bitte den entsprechenden Punkt in der 
Erklärung deutlich sichtbar, stellen Sie die Ausschlussgründe auf einem separaten Blatt dar 
und beschreiben Sie die getroffenen Maßnahmen, z.B. zur Selbstreinigung. Wir bitten Sie, aus 
Gründen des Datenschutzes, auf eine Namenangabe zu verzichten und stattdessen die 
Position im Unternehmen zu benennen. 

Mit der Abgabe dieser Eigenerklärung zusammen mit dem Antrag, der Interessenbestätigung 
oder dem Angebot gilt diese vom Bewerbenden bzw. Bietenden unterschrieben.  
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ANLAGE 3 
Befähigungsnachweis Entwurfsverfasser*in Stadtplaner*in 

 

Befähigungsnachweis(e) oder Eigenerklärung der vorgesehenen Entwurfsverfasser*in (z.B. 
Diplomurkunde oder Nachweis des Kammereintrages (z.B. durch Kopie der letzten Beitragsrechnung)) 
der Wettbewerbsarbeit, die Berufsbezeichnung Stadtplaner*in zu tragen oder in Deutschland unter 
dieser Bezeichnung tätig zu werden. Bei einer Zusammenarbeit von Architekt*in und Stadtplaner*in ist 
die Kammereintragung als Stadtplaner*in und Architekt*in notwendig. 

 

 

 

- bitte Anlage 3 als Folgeseite/n einfügen - 
  


